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Leitsätze Die einmalige Fortschreibung eines

schlüssigen Konzepts mittels
Verbraucherpreisindex entsprechend §
558d Abs. 2 BGB ist ein grundsätzlich
geeignetes Instrument, um innerhalb
eines kürzeren Zeitraums im Sinne eines
auch bei der Fortschreibung geforderten
systematischen und planmäßigen
Vorgehens in praktikabler Weise Werte
für eine Anpassung festzustellen. Dafür
sprechen die Gesetzesmaterialien zu §
22c Abs. 2 SGB II.
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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 AS 3936/19
Datum 12.03.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 AS 1365/21
Datum 16.12.2022

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe abgeÃ¤ndert
und der Beklagte verurteilt, der KlÃ¤gerin weitere Kosten der Unterkunft in HÃ¶he von
325,46 â‚¬ zu bewilligen und diese Zug um Zug gegen den Nachweis seitens der
KlÃ¤gerin Ã¼ber die erfolgte tatsÃ¤chliche Bezahlung der Abrechnung der Ista fÃ¼r das
Jahr 2018 in selbiger HÃ¶he zu gewÃ¤hren.

Im Ãœbrigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.
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Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin 1/4 der auÃŸergerichtlichen Kosten fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge
zu erstatten.

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin begehrt die GewÃ¤hrung hÃ¶herer Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) unter
BerÃ¼cksichtigung der tatsÃ¤chlichen Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r
die Zeit von 01.08.2019 bis 31.01.2020.

Die 1966 geborene, erwerbsfÃ¤hige KlÃ¤gerin bezieht vom Beklagten seit
lÃ¤ngerem Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II. Sie
bewohnt seit Juni 2002 eine 82 mÂ² groÃ�e Mietwohnung in der AstraÃ�eÂ  in K. Die
Wohnung befindet sich in einem Mehrfamilienhaus mit zentraler Ã�lheizung.
Warmwasser im Bad wird mit einem Gasdurchlauferhitzer (Junker Hydropower)
erzeugt; aus der Abrechnung der Stadtwerke fÃ¼r die Zeit vom 25.01.2019 bis
22.01.2020 ergeben sich Kosten in HÃ¶he von 121,12Â â�¬. Die KÃ¼che hat keinen
Gasanschluss, hier wird das warme Wasser mit einem elektrischen
Durchlauferhitzer erzeugt. Laut Mietvertrag vom 03.06.2002 fÃ¤llt fÃ¼r die
Wohnung monatlich ein Mietzins in HÃ¶he von 555,00Â â�¬ an, darin enthalten sind
Betriebskosten von 140,00Â â�¬. Die Betriebskosten werden nach dem Mietvertrag
im VerhÃ¤ltnis der einzelnen WohnflÃ¤che zur GesamtwohnflÃ¤che umgelegt. Mit
Schreiben vom 24.05.2007 wurde die KlÃ¤gerin (erneut) darauf hingewiesen, dass
ihre Kosten der Unterkunft zu hoch seien, die Miete dÃ¼rfe maximal 351,00Â â�¬
betragen.

Auf den Weiterbewilligungsantrag vom 27.06.2019 hin bewilligte der Beklagte der
KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 03.07.2019 vorlÃ¤ufig Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r August 2019 in HÃ¶he von 647,40 â�¬,
fÃ¼r September 2019 in HÃ¶he von 774,60 â�¬ und fÃ¼r den Zeitraum von
Oktober 2019 bis Januar 2020 in HÃ¶he von 817,00 â�¬. Hierbei berÃ¼cksichtigte
er an Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung vor Einkommensanrechnung einen
Bedarf von 393,00Â â�¬ (Grundmiete, Heizkosten wurden nicht berÃ¼cksichtigt).

Den hiergegen am 06.08.2019 erhobenen Widerspruch begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin
damit, dass die berÃ¼cksichtigten Mietkosten zu gering seien, da die Kosten nicht
an die tatsÃ¤chlichen Begebenheiten angepasst seien.

Da die KlÃ¤gerin der Aufforderung des Beklagten, einen Nachweis Ã¼ber die
aktuellen tatsÃ¤chlichen Mietkosten vorzulegen, nicht nachkam, wies der Beklagte
den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 28.10.2019 â�� bei der KlÃ¤gerin
eingegangen am 05.11.2019 â�� als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Da der vorgetragene
Sachverhalt der MieterhÃ¶hung nicht habe bestÃ¤tigt werden kÃ¶nnen, sei
weiterhin von der bisherigen Lage auszugehen.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 23.11.2019 passte der Beklagte die
LeistungsgewÃ¤hrung fÃ¼r Januar 2020 an und berÃ¼cksichtigte die ab Januar
geltenden RegelbedarfssÃ¤tze. Die Kosten der Unterkunft und Heizung wurden
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weiterhin in HÃ¶he von 393,00 â�¬ berÃ¼cksichtigt. Mit Bescheid vom 24.07.2020
wurden die Leistungen endgÃ¼ltig in HÃ¶he der vorlÃ¤ufigen Bewilligung
festgesetzt.

In der Anlage Weiterbewilligungsantrag vom Januar 2020 gab die KlÃ¤gerin an, dass
nun eine Nebenkostenabrechnung fÃ¼r 2018 vorliege, die sie zunÃ¤chst prÃ¼fen
und dann einreichen werde.

Gegen den Widerspruchsbescheid hat sich die KlÃ¤gerin mit ihrer am 02.12.2019
beim Sozialgericht Karlsruhe (SG) erhobenen Klage gewandt. FÃ¼r die Stadt K
bestehe kein schlÃ¼ssiges Konzept.

Im Verfahren vor dem SG legte die KlÃ¤gerin ein Schreiben ihrer Vermieter vom
28.01.2018 zur MieterhÃ¶hung vor, wonach ab 01.06.2018 die Miete auf
513,00Â â�¬ und die Nebenkostenpauschale auf 170,00Â â�¬ erhÃ¶ht wurde
(insgesamt 683,50Â â�¬). DarÃ¼ber hinaus legte sie die Nebenkostenabrechnung
fÃ¼r 2018 vor.

Mit Urteil vom 12.03.2021 hat das SG den Beklagten verurteilt, bei der KlÃ¤gerin
monatliche Kosten der Unterkunft in HÃ¶he von 464,40Â â�¬ (statt 393,00Â â�¬)
zu berÃ¼cksichtigen und die Klage im Ã�brigen abgewiesen. Das Konzept der Stadt
K sei schlÃ¼ssig. Hiernach stehe der KlÃ¤gerin als sog. Bruttokaltmiete ein Betrag
von 464,40Â â�¬ zu. Heizkosten habe die KlÃ¤gerin nicht nachgewiesen.

Mit Bescheid vom 23.03.2021 hat der Beklagte der KlÃ¤gerin, in Umsetzung des
Urteils, monatlich weitere 71,40Â â�¬ an Kosten der Unterkunft und mit Bescheid
vom 24.03.2021 die Warmwasserpauschale bewilligt.

Gegen das ihr am 22.03.2021 zugestellte Urteil wendet sich die KlÃ¤gerin mit ihrer
am 19.04.2021 beim Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg eingelegten
Berufung. Sie ist der Auffassung, ihr stÃ¼nden hÃ¶here Kosten der Unterkunft zu.
Bei dem vom Beklagten vorgelegten â��schlÃ¼ssigen Konzeptâ�� kÃ¶nne es sich
nicht um ein schlÃ¼ssiges Konzept handeln, da hier zur Ermittlung der
angemessenen Kosten fÃ¼r eine Person der Wohnraum bis 30Â mÂ² bewusst nicht
berÃ¼cksichtigt wurde. Die Anzahl der berÃ¼cksichtigten 179 Wohnungen sei zu
klein. Bei dem Mietspiegel, der dem â��schlÃ¼ssigen Konzeptâ�� zugrunde liege,
handele es sich nicht um einen Mietspiegel der auf aktuell erhobenen Daten
basiere, sondern um einen nach bÃ¼rgerlichem Recht fortgeschriebenen
Mietspiegel. Da der Preisindex jedoch keinerlei RÃ¼ckschlÃ¼sse auf die
Entwicklung der Kosten fÃ¼r Mieten zulasse, dÃ¼rfe nicht daraus geschlossen
werden, dass auch ausreichend Wohnraum verfÃ¼gbar sei. Vielmehr habe eine
Entkopplung der Mietpreise vom Preisindex stattgefunden, was sich auch aus den
2020 erhobenen Daten ergebe. Sie kÃ¶nne keine gÃ¼nstigere Wohnung finden.
Eine Untervermietung sei ihr aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht zumutbar.
DarÃ¼ber hinaus sei ein Umzug nur in einem Radius von 1,5 km zumutbar.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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das Urteil des SG Karlsruhe vom 12.03.2021 abzuÃ¤ndern und den Beklagten unter
AbÃ¤nderung des Bescheides vom 03.07.2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28.10.2019 in der Fassung der Bescheide vom
23.11.2019, 24.07.2020, 23.03.2021, 24.03.2021 und 07.12.2022 zu verurteilen ihr
die tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und Heizung zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Es werde bezweifelt, dass die
Nebenkostenabrechnung von der Vermieterin erstellt wurde, vielmehr sei davon
auszugehen, dass die KlÃ¤gerin diese selbst erstellt habe.

Die KlÃ¤gerin hat Nebenkostenabrechnungen fÃ¼r die Jahre 2019 (insgesamt
inklusive Heizung 1.846,81Â â�¬) und 2020 (insgesamt inklusive Heizung
1.886,66Â â�¬) sowie Heizkostenabrechnungen vorgelegt, aus denen sich
verbrauchsunabhÃ¤ngige Heizkosten von 306,20Â â�¬ fÃ¼r 2019 und 259,47Â â�¬
fÃ¼r 2020 ergeben.

Mit Bescheid vom 07.12.2022 hat der Beklagte den von der KlÃ¤gerin
nachgewiesenen Bedarf fÃ¼r die Gastherme im Badezimmer bewilligt.

Wegen der Einzelheiten zum Sachverhalt und zum Vorbringen der Beteiligten wird
auf die Verwaltungsakten des Beklagten sowie die Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist nach Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft,
insbesondere war sie nicht nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 SGG zulassungsbedÃ¼rftig.
Sie ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, insbesondere form- und fristgerecht (Â§ 151
Abs. 1 SGG) erhoben. Sie ist jedoch nur teilweise begrÃ¼ndet.

Streitgegenstand sind Leistungen fÃ¼r Bedarfe der Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Heizung im Zeitraum von September 2019 bis Januar 2020. Soweit die KlÃ¤gerin ihr
Begehren auf die GewÃ¤hrung von Leistungen fÃ¼r Bedarfe der Kosten der Kosten
fÃ¼r Unterkunft und Heizung begrenzt hat, ist diese BeschrÃ¤nkung des
Streitstoffes zulÃ¤ssig, denn bei den Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung handelt
es sich um einen abtrennbaren Streitgegenstand (Bundessozialgericht [BSG], Urteil
vom 17.02.2016, B 4 AS 12/15 R, juris Rn. 10).

StreitgegenstÃ¤ndlich ist lediglich der Bescheid vom 24.07.2020 (endgÃ¼ltiger
Bewilligungsbescheid) in der Fassung der Ã�nderungsbescheide vom 23.03.2021,
24.03.2021 und 07.12.2022. Die vorlÃ¤ufige Bewilligungsentscheidung vom
03.07.2019 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 28.10.2019 ist im
Klageverfahren durch den endgÃ¼ltigen Bewilligungsbescheid vom 24.07.2020 im
Sinne des Â§ 96 SGG ersetzt (Â§ 39 Abs. 2 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch) worden
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(vgl. BSG Urteil vom 20.12.2012, B 10 EG 19/11 R, juris Rn. 18; BSG Urteil vom
05.07.2017, B 14 AS 36/16 R, juris Rn. 20; Klein in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 1.
Auflage 2017, Â§ 96 Rn. 34). Die Ã�nderungsbescheide vom 23.03.2021,
24.03.2021 und 07.12.2022 sind nach Â§Â 96 SGG Gegenstand des
Berufungsverfahrens geworden.

Die KlÃ¤gerin hat neben den mit Bescheiden vom 23.03.2021, 24.03.2021 und
07.12.2022 gewÃ¤hrten Leistungen einen Anspruch auf BerÃ¼cksichtigung weiterer
Heizkosten. Einen Anspruch auf hÃ¶here Kosten der Unterkunft (Bruttokaltmiete)
hat die KlÃ¤gerin nicht.

1. HÃ¶here Kosten der Unterkunft

Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf hÃ¶here Kosten der Unterkunft i.S.e.
hÃ¶heren Bruttokaltmiete (Miete plus Nebenkosten, ohne Heizung). Das SG hat
ausfÃ¼hrlich und zutreffend dargelegt, dass das Konzept des Beklagten den
Vorgaben des BSG fÃ¼r ein schlÃ¼ssiges Konzept entspricht; der Senat nimmt auf
diese AusfÃ¼hrungen Bezug und sieht von einer eigenen Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 153 Abs. 2 SGG). Vor diesem Hintergrund ist die
seitens des Beklagten ermittelte Bruttokaltmiete fÃ¼r einen Ein-Personen-Haushalt
von 464,40Â â�¬ nicht zu beanstanden.

Soweit die KlÃ¤gerin vortrÃ¤gt, eine Fortschreibung entsprechend Â§ 558d Abs. 2
Satz 1 und 2 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) (in der bis 30.07.2022 geltenden
Fassung vom 19.06.2001 [a.F.]) fÃ¼hre grundsÃ¤tzlich und speziell im vorliegenden
Fall zu einer Entkopplung vom tatsÃ¤chlichen Geschehen (BSG, Urteil vom
03.09.2020, B 14 AS 40/19), vermag der Senat dem nicht zu folgen. Der
Gesetzgeber hat eine Fortschreibung des qualifizierten Mietspielgels nur einmal
zugelassen, nach 4 Jahren sind zwingend neue Daten zu erheben und der
Mietspiegel neu zu erstellen (Â§Â 558d Abs. 2 Satz 3 BGB a.F.). Dadurch wird
gewÃ¤hrleistet, dass der Mietspiegel die ortsÃ¼blichen Vergleichsmieten auf dem
Wohnungsmarkt zeitnah widerspiegelt (BT-Drs. 14/4553, S. 57). So muss auch fÃ¼r
das schlÃ¼ssige Konzept hingenommen werden, dass nicht immer alle Daten auf
dem aktuellsten Stand sind, solange den Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnissen entsprechende
regelmÃ¤Ã�ige Nach- und Neuerhebungen erfolgen (BSG, Urteil vom 18.11.2014, B
4 AS 9/14 R, juris, Rn. 30). Die wirklichkeitsnahe Abbildung des unteren
Mietsegments in einem schlÃ¼ssigen Konzept erfordert somit lediglich, dass die
zugrundeliegenden Daten hinreichend aktuell sind und damit der abstrakte
Angemessenheitswert die Situation auf dem Mietmarkt im Vergleichsraum im
Entscheidungszeitpunkt der BehÃ¶rde realitÃ¤tsgerecht widerspiegelt (KrauÃ�, in
Hauck/Noftz SGB II, Stand Januar 2021, Â§ 22, Rn. 146, auch zum folgenden). Das
folgt als Grundsatz aus den vom BSG definierten Anforderungen von selbst. So hat
das BSG zum Ausdruck gebracht, dass der AktualitÃ¤t des einem schlÃ¼ssigen
Konzepts nach Â§ 22 Abs. 1 SGB II zugrunde gelegten Datenmaterials â�� je nach
gewÃ¤hlter Methodik unter BerÃ¼cksichtigung der â��Methodenfreiheitâ�� der
GrundsicherungstrÃ¤ger â�� auch bei der Bestimmung des menschenwÃ¼rdigen
Existenzminimums im Bereich des Wohnens Grenzen gesetzt sein kÃ¶nnen, die in
vertretbarem Umfang hingenommen werden mÃ¼ssen (BSG, Urteil vom
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12.12.2017, B 4 AS 33/16 R, juris, Rn. 16). So ist schon deshalb nicht denkbar, aus
Daten, die bezogen auf einen bestimmten Zeitpunkt ermittelt worden sind,
RÃ¼ckschlÃ¼sse fÃ¼r vorangegangene ZeitrÃ¤ume zu treffen (BSG, Urteil vom
30.01.2019, B 14 AS 11/18 R, juris).

ZulÃ¤ssig und notwendig ist dagegen die Fortschreibung der abstrakten
Angemessenheitswerten aus einem schlÃ¼ssigen Konzept, solange keine neuen
Daten vorliegen. Der auch bei der Erstellung von Konzepten zur Ermittlung der
angemessenen Referenzmiete heranzuziehende Â§ 22c Abs. 2 SGB II regelt neben
der Ã�berprÃ¼fung schlÃ¼ssiger Konzepte nach Ablauf von zwei Jahren weiter,
dass die Unterkunftskosten â��gegebenenfalls neu festzusetzenâ�� sind. Durch
diese Regelung wird die Auslegung des Â§ 22 Abs. 1 SGB II gesetzlich begrenzt
(BSG, Urteil vom 12.12.2017, a.a.O., Rn. 21; auch zum folgenden und unter Verweis
auf das Bundesverfassungsgericht [BVerfG], Urteile vom 06.10.2017, 1 BvL 2/15, 1
BvL 5/15, beide juris). Den Gesetzesmaterialien zu Â§ 22c Abs. 2 SGBÂ II ist zu
entnehmen, dass sich der Gesetzgeber mit diesem Fortschreibungserfordernis an
der zweijÃ¤hrigen Frist fÃ¼r die Ã�berprÃ¼fung der Unterkunftsaufwendungen an
den fÃ¼r Mietspiegel im BGB einschlÃ¤gigen Vorschriften in Â§Â§ 558c Abs. 3 und 
Â§ 558d Abs. 2 BGB a.F. orientieren wollte (BT-Drucks 17/3404 S 102). Â§ 558d Abs.
2 BGB a.F. bestimmt, dass qualifizierte Mietspiegel im Abstand von zwei Jahren der
Marktentwicklung anzupassen sind (Satz 1). Dabei kann eine Stichprobe oder die
Entwicklung der vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindexes fÃ¼r die
Lebenshaltung aller privaten Haushalte in Deutschland (im Folgenden:
Verbraucherpreisindex) zugrunde gelegt werden (Satz 2). Das BSG weist dabei auch
darauf hin, dass die Fortschreibung anhand des Verbraucherpreisindex kritisiert
werde, da sich dieser Index aus einem Warenkorb zusammensetze, der nur
teilweise mit dem Wohnungsmarkt und insbesondere mit den Nettomietpreisen, auf
denen Mietspiegel im Allgemeinen beruhten, zu tun habe. Zudem unterstelle eine
solche Fortschreibung eine gleiche Preisentwicklung unbesehen verschiedener
Marktsegmente (so z.B. BÃ¶rstinghaus, in Schmidt-Futterer, Mietrecht, 13. Aufl
2017, Â§Â§ 558c, 558d BGB RdNr 83). Je nachdem, ob der Anstieg des
Verbraucherpreisindex Ã¼ber oder unter dem durchschnittlichen Anstieg der
tatsÃ¤chlichen regionalen Wohnungsmieten liege, profitierten summarisch gesehen
entweder die Vermieter oder die Mieter von dessen Anwendung (Schmidt in WuM
2009, 23 ff, 27). Allerdings werde, so das BSG, auch konstatiert, dass es kaum
geeignete Instrumente gebe, um innerhalb kÃ¼rzerer ZeitrÃ¤ume fundiert
festzustellen, welche VerÃ¤nderungen sich bei den Preisen am Wohnungsmarkt,
insbesondere bei den Bestandsmieten und auf verschiedenen
Wohnungsmarktsegmenten, ergeben hÃ¤tten (Schmidt in WuM 2009, 23 ff, 24).
Eine Fortschreibung Ã¼ber kleinere Stichproben kÃ¶nne bei geringerer Fallzahl mit
statistischen Unsicherheiten verbunden sein (Endbericht des IWU zur Ermittlung der
existenzsichernden Bedarfe fÃ¼r die KdUH in der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Sozialhilfe
nach dem ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch vom 30.11.2016, S 190) und mÃ¼sse
â�� fÃ¼r eine fundierte Aussagekraft â�� nahezu einer Neuerstellung
gleichkommen (BÃ¶rstinghaus in Schmidt-Futterer, Mietrecht, 13. Aufl. 2017, 
Â§Â§Â 558c, 558d BGB Rn. 85 f). Vor diesem Hintergrund hat der Gesetzgeber trotz
in der Literatur geÃ¤uÃ�erten Bedenken gegen die Fortschreibung mittels
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Verbraucherpreisindex nach Â§ 558d Abs.Â 2 BGB hieran im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum und auch in der ab 01.07.2022 geltenden
Neuregelung festgehalten. Dies rechtfertigt es nach der Rechtsprechung des BSG,
der sich der Senat anschlieÃ�t, bei fehlender Fortschreibung durch den
GrundsicherungstrÃ¤ger im Rahmen seiner Methodenfreiheit auf diese gesetzlich
ausdrÃ¼cklich vorgesehene MÃ¶glichkeit der Fortschreibung anhand des
bundesdeutschen Verbraucherpreisindex zurÃ¼ckzugreifen. Es handelt sich
insoweit um ein grundsÃ¤tzlich geeignetes Instrument, um innerhalb eines
kÃ¼rzeren Zeitraums im Sinne eines auch bei der Fortschreibung geforderten
systematischen und planmÃ¤Ã�igen Vorgehens in praktikabler Weise Werte fÃ¼r
eine Anpassung festzustellen. Vor diesem Hintergrund begegnet auch die einmalige
Fortschreibung des schlÃ¼ssigen Konzepts entsprechend Â§ 558d Abs. 2 BGB
keinen Bedenken.

Der Ausschluss von Wohnungen mit einer GrÃ¶Ã�e von unter 30Â mÂ² fÃ¼hrt
entgegen der Ansicht der KlÃ¤gerin nicht zu relevanten Verzerrungen. Zwar ist nicht
auszuschlieÃ�en, dass aufgrund der Wohnkosten-Progression kleinere Wohnungen
hÃ¶here Quadratmeterpreise aufweisen als grÃ¶Ã�ere Wohnungen. Es ist jedoch
davon auszugehen, dass es durch die Festlegung der MindestwohngrÃ¶Ã�e nicht zu
einer VerfÃ¤lschung der Datengrundlage und damit des Ergebnisses der Erhebung
kommt. Vielmehr wÃ¼rde andernfalls die Gefahr bestehen, dass die Ergebnisse
nach der Produkttheorie nach oben verzerrt werden, wenn die hohen
Quadratmeterpreise fÃ¼r sehr kleine Wohnungen mit der maximalen WohnflÃ¤che
multipliziert wÃ¼rden (LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 16.08.2018, L 19 AS
2334/17; LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 31.01.2018, L 5 AS 201/17; ThÃ¼ringer
LSG, Urteil vom 08.07.2015, L 4 AS 718/14; alle juris). Der Beklagte hat darÃ¼ber
hinaus nachvollziehbar dargelegt, dass zum einem in diesem Segment insgesamt
(ermittelt Ã¼ber alle Ausstattungs- und Lagekategorien) nur 82 Wohnungen erfasst
wurden. Zum anderen ist Grund fÃ¼r die NichtberÃ¼cksichtigung, dass sich unter
den kleinen Wohnungen erfahrungsgemÃ¤Ã� viele Wohneinheiten befinden, die von
Studierenden genutzt, mÃ¶bliert sind beziehungsweise mit Service angeboten
werden. Zudem ist weder nachvollziehbar noch klÃ¤gerseits belegt worden, dass
bei Anmietung kleinerer Wohnungen als 30 mÂ² â�� was selbstverstÃ¤ndlich den
Leistungsberechtigten unbenommen bleibt â�� die Gesamtmiete unter Beachtung
der Produkttheorie hÃ¶her sein soll als die einer 45 mÂ² groÃ�en Wohnung
ThÃ¼ringer LSG, a.a.O.).

Die Aufwendungen der KlÃ¤gerin von 513,00Â â�¬ Ã¼berschreiten somit die
angemessene Bruttokaltmiete von 464,40Â â�¬ fÃ¼r eine Wohnung im Bereich bis
45 mÂ². Die KlÃ¤gerin kann auch nicht damit gehÃ¶rt werden, dass es unmÃ¶glich
sei, fÃ¼r den errechneten Bruttokaltmietpreis, eine Wohnung in K anzumieten.
Zutreffend fÃ¼hrt das SG aus, dass es, wenn der Durchschnittsmietpreis
(Basismiete) eines qualifizierten Mietspiegels zugrunde gelegt wird, keiner weiteren
Ermittlungen bedarf, ob es Wohnungen zu den abstrakt angemessenen
Quadratmeter-Nettokaltmieten im Ã¶rtlichen Vergleichsraum in einer bestimmten
HÃ¤ufigkeit gibt; dies steht vielmehr aufgrund des qualifizierten Mietspiegels, der
zur Bestimmung des angemessenen Quadratmeterpreises fÃ¼r die Kaltmiete
zugrunde gelegt wurde, und der Anwendung des Durchschnittswerts dieses
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Mietspiegels fest (vgl. BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 10.10.2017, 1 BvR
617/14; BSG, Urteil vom 13.04.2011, B 14 AS 106/10 R; LSG Baden-WÃ¼rttemberg,
Urteil vom 21.07.2013, L 1 AS 19/13; alle juris).

Ein Anspruch auf hÃ¶herer Leistungen fÃ¼r die Kosten der Unterkunft ergibt sich
auch nicht aus Â§Â 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II. Danach sind die tatsÃ¤chlichen Kosten
der Unterkunft zu Ã¼bernehmen, wenn ein Wohnungswechsel nicht mÃ¶glich oder
nicht zuzumuten ist. Es war der KlÃ¤gerin, die bereits im Jahr 2007 darauf
hingewiesen wurde, dass ihre Unterkunftskosten unangemessen hoch seien, jedoch
mÃ¶glich und zumutbar, die Kosten durch einen Wohnungswechsel, durch
(Unter-)Vermietung oder auf andere Weise zu senken. Wie auch das SG vermag der
Senat keine Besonderheiten des Einzelfalls zu erkennen, die eine gegenÃ¼ber
anderen EmpfÃ¤ngern von Leistungen nach dem SGB II hÃ¶here Bemessung
erforderlich machen. Folglich ist zu unterstellen, dass die KlÃ¤gerin bei
ausreichender BemÃ¼hung in der Lage wÃ¤re, eine fÃ¼r sie angemessene
Wohnung innerhalb von sechs Monaten anzumieten. BemÃ¼hungen, eine andere
Wohnung anzumieten oder Teile der Wohnung unterzuvermieten, hat die KlÃ¤gerin
nicht nachgewiesen. Insbesondere eine Untervermietung, ggfs an Menschen, die an
vergleichbaren Krankheiten leiden und damit auf ein Ã¤hnlich unkontaminiertes
Umfeld angewiesen sind, ist nach Ansicht des Senats zumutbar. DarÃ¼ber hinaus
ist der Lebensmittelpunkt der KlÃ¤gerin, worauf das SG zutreffend hinweist, die
gesamte Stadt K, sodass sie ihre Suche auch auf das ganze Stadtgebiet zumutbar
erstrecken muss; auch hier nimmt der Senat auf die AusfÃ¼hrungen des SG Bezug
und sieht von einer eigenen BegrÃ¼ndung ab (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

2. HÃ¶here Heizkosten

Die KlÃ¤gerin hat jedoch Anspruch auf hÃ¶here Heizkosten. Im Grundsatz sind auch
die laufenden Leistungen fÃ¼r Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen
zu erbringen, soweit sie angemessen sind. Die AngemessenheitsprÃ¼fung dieser
Kosten erfolgt von der AngemessenheitsprÃ¼fung der Unterkunft getrennt (vgl. u.a.
BSG, Urteil vom 02.07.2009, B 14 AS 36/08 R, juris). Dabei ist die Ermittlung einer
abstrakten Angemessenheitsgrenze durch den TrÃ¤ger nach Auffassung des BSG
zur Bestimmung der â��Angemessenheitâ�� der Heizkosten nicht notwendig
(KrauÃ�, a.a.O., Rn. 235, auch zum Folgenden). Beides leitet sich weniger aus
dogmatischen als aus rein tatsÃ¤chlichen GrÃ¼nden ab: Auf Grundlage der bisher
von den TrÃ¤gern erarbeiteten Konzepten ist nicht ersichtlich, wie ein abstrakt
angemessener Heizwert fÃ¼r das in Bezug zu nehmende untere Mietsegment
realitÃ¤tsgerecht ermittelt werden kÃ¶nnte. Es mÃ¼ssten differenzierte
Ermittlungen dazu eingearbeitet werden, welchem energetischen Standard gerade
das in Bezug genommene untere Mietsegment entspricht. Ein RÃ¼ckgriff auf
weniger ausdifferenzierte Werte und die Bildung einer
Gesamtangemessenheitsgrenze ohne eine solche Ermittlung wÃ¼rde eine
â��verdeckteâ�� Pauschalierung von Kosten der Heizung bedeuten. FÃ¼r die
ErstattungsfÃ¤higkeit von Heizkosten hat das BSG ausgehend von diesen
Ã�berlegungen folgende GrundsÃ¤tze aufgestellt: Nicht erstattungsfÃ¤hig sind
Heizkosten bei ansonsten angemessenen Unterkunftskosten lediglich dann, wenn
sie der HÃ¶he nach im Einzelfall nicht erforderlich erscheinen. Anhaltspunkte
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dafÃ¼r, dass die Heizkosten unangemessen hoch sind (vor allem durch
unwirtschaftliches Heizverhalten), ergeben sich, wenn die Heizkosten im Einzelfall
die Grenzwerte fÃ¼r unwirtschaftliches Heizverhalten eines Privathaushalts, die
sich aus Anwendung eines Kommunalen Heizspiegels bzw. des Bundesweiten
Heizspiegels ableiten lassen, Ã¼berschreiten. Auch insoweit sind die Grenzwerte im
Interesse der Gleichbehandlung von Mietern und Wohnungs- bzw.
HauseigentÃ¼mern nach der jeweils angemessenen WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r
Mietwohnungen zu bestimmen (BSG, Urteil vom 19.09.2008, B 14 AS 54/07 R, juris).
Dies hat fÃ¼r die KlÃ¤gerin zur Folge, dass sich die Heizkosten lediglich nach der
angemessenen WohnflÃ¤che bestimmen. Nach dem Heizspiegel fÃ¼r Deutschland
u.a. des Bundesministeriums fÃ¼r Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
und des Deutschen Mieterbundes betrugen die mittleren Heizkosten 2020 bei
Ã�lheizungen 13,20Â â�¬/mÂ², fÃ¼r eine Wohnung mit 45Â mÂ² mithin
594,00Â â�¬, die hÃ¶heren Heizkosten 18,10Â â�¬/mÂ², mithin 814,50Â â�¬.

Vor diesem Hintergrund steht der KlÃ¤gerin auch ein weiterer Bedarf fÃ¼r
Heizkosten fÃ¼r die Ã�lheizung zu in HÃ¶he der Ista-Abrechnung. Auch wenn die
KlÃ¤gerin nicht geheizt hat, wie sich aus ihrem Vortrag und der
Verbrauchsabrechnung ergibt, schlagen doch verbrauchsunabhÃ¤ngige Kosten zu
Buche, die ebenfalls von den Heizkosten umfasst sind. Jedoch handelt es sich um
eine Nachzahlung, so dass diese im FÃ¤lligkeitsmonat zu berÃ¼cksichtigten sind
(BSG, Urteil vom 22.03.2010, B 4 AS 62/09 R, juris, Eicher/Luik/Harich, SGB II, 5.
Auflage 2021, Â§ 22, Rn. 50). Da die Abrechnung fÃ¼r 2019 auf den 18.05.2020
datiert, war diese auÃ�erhalb des streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraums fÃ¤llig. Jedoch
war die Abrechnung fÃ¼r 2018 in HÃ¶he von 325,46Â â�¬ im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum fÃ¤llig. Dies entnimmt der Senat den Angaben
der KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung, in der sie angeben hat, dass die
Vermieterin die Nebenkostenabrechnung fÃ¼r 2018 gerade noch vor Ablauf der
VerjÃ¤hrungsfrist Ende Dezember 2019 erstellt und Ã¼bersandt hatte. Diese
Angabe findet eine StÃ¼tze in der Anlage zum Weiterbewilligungsantrag fÃ¼r die
Zeit ab Februar 2020, in der die KlÃ¤gerin angibt, dass die Abrechnung fÃ¼r 2018
nun vorliege und noch von ihr geprÃ¼ft werde. In der Folge wurde die Abrechnung
dann am 11.06.2020 von der KlÃ¤gerin im Verfahren vor dem SG vorgelegt.

Die KlÃ¤gerin, die derzeit aufgrund eines VersÃ¤umnisurteils des Amtsgerichts
Karlsruhe vom 07.04.2022 die Leistungen fÃ¼r Nebenkosten an die Vermieterin
zurÃ¼ckbehÃ¤lt, hat jedoch nur einen Anspruch auf Nachzahlung der Heizkosten
Zug um Zug gegen eine BestÃ¤tigung der tatsÃ¤chlichen Zahlung (Â§ 274 BGB).
Nach Â§ 22 Abs. 1 SGBÂ II ist Voraussetzung, dass die Zahlungen tatsÃ¤chlich
entstanden oder zumindest fÃ¤llig sind. Das ZurÃ¼ckbehaltungsrecht begrÃ¼ndet
eine aufschiebende Einrede, die die FÃ¤lligkeit des Anspruchs jedoch nicht beseitigt
(Kerwer in Herberger/Martinek/RÃ¼Ã�mann/Weth/WÃ¼rdinger, jurisPK-BGB, 9.
Aufl., Â§Â 273 BGB (Stand: 24.06.2020), Rn. 27; GrÃ¼neberg, BGB, Â§ 273 Rn. 20).
Jedoch entstehen der KlÃ¤gerin die Kosten erst, wenn sie von ihrem
ZurÃ¼ckbehaltungsrecht keinen Gebrauch mehr macht, so dass die Zahlung erst
dann vom Beklagten zu Ã¼bernehmen ist.

Die Kosten fÃ¼r die Bereitung von Warmwasser in KÃ¼che und Bad hat der
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Beklagten mit Bescheiden vom 24.03.2021 (KÃ¼che) und 07.12.2022 (Bad)
Ã¼bernommen.

Nach alldem war der Berufung teilweise stattzugeben und der Bescheid vom
24.07.2020 in Gestalt der Bescheide vom 23.03.2021, 24.03.2021 und 07.12.2022
insoweit abzuÃ¤ndern, als Leistungen fÃ¼r die Heizkosten zu berÃ¼cksichtigen
sind.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass der
Beklagte die Kosten fÃ¼r die Warmwasserbereitung erst im Laufe des Verfahrens
anerkannt und die Anerkennung der Heizkosten verweigert hat.

Â 
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